
die Berliner Wasserbetriebe 1999 teilprivatisiert. A b  Januar 

ge von LW-Sprecherin Hiltrud Sprungala formiert, 
„um den dramatisch gestiegenen Mietnebenkosten 
wirkungsvoll zu begegnen". Als Ursachen für die 
hohen Mietnebenkosten nennt sie die öffentlichen 
Gebühren und hier im Besonderen die Kosten für 
Wassetver- und Abwasserentsorgung. Waren diese 
schon zum Zeitpunkt der Bündnisgründung be- 
trächtlich, so stiegen sie im Januar 2004 weiter, 
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Nach vier Jahren Preisstabilität fordern die Berliner 
Wasserbetriebe nun 15 Prozent mehr. Die Kritik des 
Aktionsbündnisses richtet sich nicht mehr an das- 
selbe Unternehmen, Zwar sind die Berliner Wasser- 
betriebe nach wie vor eine Anstalt öffentlichen 
Rechts. Gleichzeitig sind sie aberTeil einer Holding, 
An der Berlinwasser Holding AG hält das Land Ber- 
lin 50,l Prozent, die restlichen 49,9 Prozent teilen 
sich der Energiekonzern RWE und der französische 
Wasseranbieter Veolia, vormals Vivendi. Die Eigen- 
tumsverhältnisse repräsentieren die betriebliche 
Führung nicht - diese wurde von den privaten In- 
vestoren übernommen. 

Bereits Anfang der 9Oer-Jahre bekundete die SPD 
ihre Absicht, die Berliner Wasserbetriebe zu priva- 
tisieren. Nach Auseinandersetzungen mit den Per- 
sonalräten und der damaiigen ÖW wurde ent- 
schieden, die Eigenbetriebe zunächst in eine An- 
stalt Öffentlichen Rechts umzuwandeln. Parallel 
dazu wurde 1994 im Abgeordnetenhaus das Ber- 
liner Betriebe Gesetz verabschiedet. Das Anstalts- 
gesetz orientierte sich am Aktiengesetz. Die Berli- 
ner Wasserbetriebe expandierten. Sie legten sich 
diverse Beteiligungen und Töchter zu, Heute sind 
es unter anderem die Firmen Berlikomm, Hume 
Rohr, pigadi, perdie.net, Sydios, bluepartner, p 2 m. 
Mitte der 9Oer-Jahre belegte das Unternehmen ei- 
nen Spitzenplatz in der Rangliste der international 
tätigen Wasserkonzerne. Es besaß rund ein Viertel 
der Abwasserwerke in Budapest, beteili 
der Wasser~~trsorgungvon Moskau undzagreb, be- 
schäftigte etwa 5.000 Mitarbeiter - Arbeitspiätze 
der Zuliefererfirmen nicht mitgerechnet - und ver- 
sorgte 3,7 Millionen Menschen sowie zahlreiche 
Industrie-und Gwerbefirmen in Berlin und Umge- 
bung. Seine Gebühren siedeite das Unternehmen 
im oberen Segment an, Berliner Wasser, aus bis zu 
180 Metern Tiefe aus dem Berliner Urstromtal ge- 
fördert, genießt dank seiner Reinheit und seines 
Mineralstoffgehalts einen heworragenden Ruf. Im 
Jahr 1992 nahmen die Berliner Wasserbetriebe für 
Trinkwasser und Abwasser inklusive Mehrwert- 
steuer in Berlin-West 5,20 DM pro Kubikmeter, in 

Berlm Ost 4,65 D M  DEI Jahre spater waren es 
7,18 DM pro Kubikmeter in Berlin West 6,73 DM 
in Berlin-Ost Am 1 Oktober 1996 zogen die Berli 
ner Wasserbetriebe nochmals an Mit der Er- 
hohung, protestierte der BBU i~ einer Pressem~t- 
teilung, wurden die Wohnkosten gegenuber dem 
Vorjahr in einer durchschni"Llichen Wohnung in 
Berlin-West um 7,00 b ~ s  14,OO DM, rn 
um 10,OO bis 24,OO DM pro Woh~ung  steigen Ih 
re Pre~spolitik begrundeten die Wasserbetriebe mit 
dem Argument, erheblich zur Konsolidierung des 
Landeshaushaltes beizutragen Alle Berliner soll 
ten nun 8,54 DM pro Kubikmeter furTrink-und Ab 
wasserzahlen Der BBU forderte das Unternehmen 
auf, seine Kostenkalkulaticn offen zu legen Ferner 
solie es, so die Forderung des Verbandes, Tarif 
strukturen entwickeln, d ~ e  einen Anreiz zum Spa- 
ren boten Das aber konnte das Interesse des Was- 
setversorgers nicht sein SchheRlich hatte er gera- 
de damlt begonnen, erste Meriten auf internatio- 
nalem Parkettzu samineln und seine Fuhier in d ~ e  
Wassermarkte Osteuropas auszustrecken Ohnehin 
war der Wasserverbrauch kontinuieriich gesunken 
Durch Wegfall der Berlinforderung war es zu ho 
hen ArbeitsplalrJeriusten mit der Folge von Ab 
wanderungen gekommen, das Umwelthewusst- 
sein gestiegen, wassersparende Wasch m d  Spul- 
maschinen auf dem Markt Und außerdem gab es 
noch Locher in den kommunalen Kassen zu stop- 
fen 

Seitdem Wasser i 992  im Rahmen der riubiiner 
UN-Konferenz zur Handels~vare deklariert wurde, 
gilt das Lebenselixier als Blg Business Anders als 
der Handel mit ielekominunikatron, Gas oder 
Strom, die, ahnlich wie Wässer, uber Netze oder Lei- 
tungssysteme geliefert werden, kann man Wasser 
n~chtausverschiedenen Quellen einspeisen Esver- 
bietet sich aus hygrenrrchen wie wrrtschtrfilicben 
Grunden, Wasser unterschiedi~cher Zulieferer zu 
beziehen Um eme gielci; bIe~bendeQuaiitatzu ga 
rantleren, muss die Versorgung in der Wand eines 
Anbieters bleiben Dieser besim das Moncpol 
Und zwar an einer Ware, von der alles Leben ab- 
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hangt. Wie sich denken lasst, a t  das okonomisch 
ausgesprochen rewoll Einen echten Wettbewerb 
kann es bei der kommunalen Wasserversorgung 
nie geben Das Gut Wasser zahlt zur so genannten 
offentlichen Daseinsvorsorge Anders sehen es 
Okonomen, die die Weichen auf internationaler 
Ebene stellen In kurzer Zeit haben sich analog der 
weltwirtschaftlichen Konzentrationsprozesse we- 
nige Global Playerdie Markte unter sich aufgeteilt 
IhreVertreter reisten aus aller Weit nach Berlin, als 
die Wasserbetriebe 1999 zum Verkauf ausge- 
schrieben wurden Uwe Hoering und Lisa Stadler 
schiidern in ihrem Buch „Das Wasser-Monopoly" 
die finanzielle Notlage, in der sich die deutsche 
Hauptstadt damals befand. .Mit den Wasserbe- 
trieben stand das Kronjuwei des Berliner Landes- 
vermogens zum Verkauf (. ) Ein Loch von gut zwei 
Milliarden DM klaffte im Haushalt, und die Was- 
serbetriebe waren das letzte gute Stuck im Lan- 
desvermogen, das Berlin geblieben war: Die Ener- 
gieversorger Bewag und Casag waren bereits ver- 
kauft, eine \Nohnbaugesellschaft und Immobilien 
(. ) ebenfalls (. ) "  Nach Ansicht der Autoren wa- 
ren die Interessen der Bieter ganz unterschiedlich. 
Die Veba-Tochter Preussen-Elektra wollte eine Ba- 
sis fur rhr noch schwach entwickeltes Wasserge- 
Schaft legen Azurix, d ~ e  Tochter des Energiekon- 
zerns Enron, erhoffte sich einen attraktiven Ein- 
stieg ins internationale Wassergeschaft. Suez- 
Lyonnaise sowie ein aus RWE UmweltAG,Vivendi 
Environnement und Allianz Capital Partners be- 
stehendes Dreiergespann wollten ihre Marktfuh- 
rerschaft starken. Das letztgenannte Konsortium 
bekam fureine Summevon 3,4 Milliarden DM den 
Zuschlag. Davon wurden 300 Millionen Mark 
zugunsten der defizitaren Reqcling-Fochter 
„Schwarze Pumpe" abgezweigt Um Steuern zu 
sparen, zahlte das Konsortium jedoch nicht direh 
in die Haushaltskasse des Landes, sondern der Se- 
nat entnahm zuvor dieselbe Summe aus dem Ka- 
pitalvermogen der Berliner Wasserbetriebe. Das 
Geld der Investoren ging direkt an die neu ge- 
schaffene Holding. Neben der Aufnahme gunsti- 
ger kommunaler Kredite, mit der der Kauf finan- 
ziert wurde, sorgten die AllianzCapital Partners fur 
die ubrigen Gelder Im Sommer 2002 war diese 
Aufgabe erledigt und sie zogen sich aus dem Kon- 
sortium zuruck Fortan hielten RWE Umwelt AG 
und Vivendi je 24,535 Prozent Die den Verkauf ab- 
wickelnde Finanzsenatorin Annette Fugmann- 
Heesing (SPD) hatte ein um 400 Millionen hohe- 
res Gebot ausgeschlagen Wenige Monate spater 
wurde Vwendi in Veolia umbenannt. Jean-Ren6 
Fortou, in Wirtschaftskreisen als „Architekt" des 
Pharma-und Chemiekonzerns Aventis bekannt, 
hatte den ins Trudeln geratenen Mischkonzern Vi- 
vendr-Universal verschlankt und die Division Was- 
ser an franzosische Großbanken und das Staats- 
unternehmen Gaze de France verkauft 

Als trotz Geheimhaltungsklausel Details des ers- 
ten Konsortialvertrages - mittierweile ist man 
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nannten die Sprecher Dieter Blummel von Haus & 
Grund, Sgegfried Rehberg vom BBU, Hiltrud Sprun 
gala vom LFW und Hartmann Vetter vom Berliner 
Mieterverein die ,,Privatisierung eines Monopols" Die Effizienzklausel beinh ilter ein Abkommen, 
Nach der Berliner Verfassung ist diese verboten nach dem Gewinne, die ir Folge von Ratiorralisie 
und somit iustiziabel. Davon unbeeindruckt setz- runasmaßnahmen entstehen in den darauf fol- 
te die Finanzsenatorin sie Ende Okrober 1999 genden drei Jahreii r i  chi uber Gebuhrenienkun- 
durch. Mi t  Hilfe von SPDICDU musste sie den gen an die Verbraucher weitergereicht werden 
Weg erst noch frei machen. Nachdem dervermo- mussen. Sie durfen von den Investoren und vom 
gensausschussdes Abgeordnetenhausesvon dem Land Berlin abgeschopft werden. Zwar hielt der 
ersten Konsortialvertrag Kenntnis bekam, stellten Passus vor Gericht nicht stand, doch eine von der 
Bundnis 9O/Grune und PDS gegen das beglei- Holding verfolgte Strategie hat inzwischen ge- 
tende .Gesetz zur Teilprivatisrerung der Berliner griffen - mit  Hilfe einer Gleitklausel stellt man das 
Wasserbetriebe" einen Antrag auf einstweilige betrrebsnotwendige Kapital per anno um 200 
Verfügung. Dem Antrag folgte daszusrandige Ce- Zlillionen Furo huher, ein A b k - i ~  Lori I 300 Ar- 
richt riicht. Der Vermögensausschuss gab den beitspl3tzeri lind E,rifriereii vcii Reinvesritioner 
Konsorrialvertrag frei. Im Sommer 1999 wurde E. kommer, m r i ~  Die Folge. Um die Effizierzcteige- 
unterzeichnet. Dagegen erhob die Oppositicr ?/er- ru?skl~usel Sr  es still genorden - -  weht aoet ~ r * i  

fassungsklage. Im Oktober ercir,g das Urreil: Das die „R plus I-Foemei" Drr Buchst~be ,,R' sreclr fCr 
Berli?er Verfassungsgerichtshof hielt das „Gesetz Rendite Da, ,,P JC 2" ulnschre.b~ die prozeritux 
zurTe:lprivatisieri~ng der Berliner Wasserbetriebe" Hohe der Cev:inne, die rnan RWE und Vecl a m f t  
fur ,,neit gehend verfassuncskorform", missbillig- Vertrag und Geset. oberdre~n zubiil gt upd 7wnr 
te jedoch dievertrage und erklarte dieVerzinsung unabhangig vom Betriebsergebnis In Insiderkrei- 
betreffenden Paragraphen fur.terlweisenichtver- Sen heißt es, d ~ e  „R plus 2-Formel" eigne sich gut 
fassungsgemaR Gleichwohl fand rm November zum Geld drucken Man muss schon zweimai le- 
die konstituierende Sitzung der Holding statt und sen, um zu verstehen, auf was sich Kaufer undver- 
die Vorstande wurden bestellt Deren gibt es je- kaufer da geeinigt haben Im Wirtschaftsteil der 
weils vier, der Vorsitzende, ein Mann von Veolia, Frankfurter Allgemeinen Zeitung wird die Formel 
besihtdoppeitesStimmrecht. Nun konntedie Hol- wie folgt beschrieben „Die Berliner Wasserbetr~e- 
ding die Arbeit aufnehmen Noch immer aber be sind verpflichtet, die Wassertarife so zu be- 
herrschte Irritation Denn die aus Sicht der Inves- messen, dass zumindest die Kosten gedeckt sind 



ung im Sinne der „R 

Bei einem betriebsnotwendigen Kapital von 3,l nem Urteil des ~er l iner Kammergerichts vom Juli 
Milliarden DM wurde auf „RMwie Rendite einever- 2003 schätzten BBU und L W  die bestehenden 
zinsung von sechs Prozent festgesetzt. Das sei im Tarife bereits als zu hoch ein. Eine nochmalige 
Grunde korrekt, nur angesichts der allgemein üb- Steigerung um 15 Prozent würde für jeden Haus- 
lichen Verzinsung vollkommen 
überzogen -meint der BBU. Nimmt 
man die laut Gerichtsbeschluss un- 
angemessenen zwei Prozent hinzu, 
müssen die Berliner Wasserbetriebe 
einen Teilgewinn von Summa sum- 
marum acht Prozent an die Kapital- 
geber abführen. Da dieses vor Steu- 
ern erfolgt, darf die Abgabe in die 
Tarifkalkulation mit einfließen. 4 
von den 15 Prozent, um die die Ber- 
liner Wasserbetriebe 2004 ihreTari- 
fe erhöhten, hält Ver.di-Mitglied 
und Bundesfachgruppenleiter für 
die Wasserwirtschaft Mathias Lad- 
stätter „für privatisierungsbedingt". 
Andernorts wird mit mehr gerech- 
net. Das Doppelte müssten Wasser- 
kunden eigentlich zahlen, um die 
Gewinnerwartung der Investoren zu 
erfüllen, nämlich 30 Prozent, rech- 
nen Experten. Sie gehen davon aus, 
dass das Land Berlin die Preise für 
Wasser und Abwasser heute um 15 
Prozent subventioniere, sie zu also 
zu Cunsten der Kapitalgeber und 
des politischen Klimas künstlich 
niedrig halte. So oder so: Die Kosten 
tragen die Mieter und Steuerzahler 
der Stadt. Doch das Geld bleibt 
nicht in der Region. Der Hauptteil 
der Gewinne fließt nach Paris und 
London, von wo aus die Wasser- 
Töchter von RWE (siehe auch Tha- 
mes Water) und Veolia gemanagt 

halt der Stadt jährliche Mehrkosten von 50 bis 
100 Euro bedeuten, Im Interesse der Berliner Mie- 
terhaushalte kündigten die Verbände an, die 
Zulässigkeit der neuen Wassertarife gerichtlich 
klären zu lassen. Ihre Befürchtung: Die Wasserbe- 
triebe haben von den Kunden bereits gezahlte 
Beiträge unzulässigerweise in ihre Tarikalkulati- 
on miteinbezogen. Grundlage derTarikalkulation 
der Berliner Wasserbetriebe ist das so genannte 
betriebsnotwendige Eigenkapital. Mit  ihren Was- 
serentgelten, so die Meinung der Verbände der 
Wohnungswirtschaft, sollen die Kunden Zinsen 
für Kapital zahlen, das ihnen selbst gehört. Denn 
sie haben ja mit den Wasserentgeiten der Vorjah- 
re auch die getätigten Investitionen bezahlt. 

An dieser Stelle setzt die Kritik jener an, die Was- 
ser generell für unverkäuflich und unverhandel- 
bar halten. Und zwar im regionalen ebenso wie 
im globalen Kontext. Wem, so fragen sie, gehört 
das Wasser? Wer hat das Kapital für Brunnen und 
Leitungen aufgebracht? Wer hat die nötigen In- 
vestitionen für deren Instandsetzung gezahlt? In 
der Mehrzahl der Fälle waren es die Cebühren- 
zahler. Sie werden immer - und das liegt in der 
Natur des Produktes Wasser - die Kosten tragen. 
Allerdings wollen sie nur das bezahlen, was wirk- 
lich erforderlich ist und nicht zur Cewinnmaxi- 
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mierung privater Unternehmen bei- 
tragen. Heute, da es in Berlin zu 
dem „ordnungspolitischen Sünden- 
fall", wie es das „Aktionsbündnis 
Betriebskostensenkung" einst 
nannte, gekommen ist, dürfte es 
schwer sein, ihn wieder rückgängig 
zu machen. Ver.di-Spezialist Ma- 
thias Ladstätter hält es für unklug, 
die Unternehmenskonstruktion, 
auf die sich die Beteiligten geeinigt 
haben, zu zerstören. „Das wird noch 
teurer", gibt er zu bedenken und 
warnt, mit den Forderungen nach 
Tarifsenkung den Druck auf die Be- 
schäftigten zu erhöhen und weite- 
ren Personalabbau zu forcieren. 

Zum Zeitpunkt des Verkaufes plan- 
ten die Berliner Wasserbetriebe ei- 
nen Stellenabbau von rund 1.000 
Stellen in den nächsten zehn Jah- 
ren. Um wenigstens die Altbeschäf- 
tigten nach einer Teilprivatisierung 
in Lohn und Brot zu halten, han- 
delten die Personalräte „keine be- 
triebsbedingten Kündigungen bis 
zum Jahre 2014 aus. Stattdessen 
traf es die Zuliefererfirmen. In der 
Zwischenzeit meldeten zahlreiche 
Konkurs an. Nach dem Motto Ver- 
schlankung durch ,,lnsourcing" 
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nanzsenator Thilo Sarrazin (SPD) Ende Februar 
vor, als Anteilseigner der Holding solle das Land 
Berlin etwa 25 Millionen zur Eigenkapitalverstär- 

Betriebskosten vor Ce kung des Telekommunikationsanbieters aus den 
Bilanzaewinnen der Wasserbetriebe zuschießen. 

stungen die Bürger mit der Entrichtung ihrer Was- 
sergebühren zu schultern haben. Zwar wird eine 
Quersubventionierung der Holding-Defizite durch 
Gewinne aus dem Wassergeschäft stets demen- 

wurden ihre Dienste nicht mehr 
dem Zusammenhang sei erwähnt, 
ner Wasserbetriebe Anfang der 

Ost-und Westteil der Stadt waren fus 
den, ohne dass es zu Entlassungen 
schätzten Zahlen gingen seit der C 
Holding 2.000 Arbeitsplätze und 8. 

s .Land Berlin als Un- 
menskonstrukt heute aufgestellt ist, Kernbereiche Wasser- 

g konzentrieren. In ei- 

mit zahlreichen Wassewersorgern und 
entsorgern in der Region zusammen, n ausgekoppelt und privati- 

n - und zwar rasch -, sonststie- 
die Steuerzahler ins Unermes- 

olding sich wieder entflechten 
Wasserbetriebe sich zu einer 

öffentlichen Rechts machen las- 
wuchs die Berlinwasser Holding Fragen. Man darf gespannt sein. 
kurzer Zeit zu einem Unternehm 
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